Deutscher Bundestag 
7. Wahlperiode 


Drucksache 7/2650 

11. 10. 74 


Sachgebiet 92 


Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 


Vorschiag einer Richtlinie des Rates zur Angleichung der Rechtsvorschriften 
der Mitgliedstaaten über die Sdiilder, die vorgeschriebenen Angaben, ihre Lage 
und ihre Anbringungsart an Kraftfahrzeugen und ihren Anhängern 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 100, 

auf Vorschlag der Kommission, 
nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 
nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozial- 
ausschusses und in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die technischen Vorschriften, denen die Kraft- 
fahrzeuge nach den einzelstaatlichen Rechtsvorschrif- 
ten genügen müssen, betreffen unter anderem auch 
die Schilder und die vorgeschriebenen Angaben, 
ihre Lage und ihre Anbringungsart. 

Diese Vorschriften sind von Mitgliedstaat zu Mit- 
gliedstaat verschieden; hieraus ergibt sich die Not- 
wendigkeit, daß von allen Mitgliedstaaten - ent- 
weder zusätzlich oder an Stelle ihrer derzeitigen 
Regelung - gleiche Vorschriften erlassen werden, 
damit vor allem das EWG-Betriebserlaubnisverfah- 
ren gemäß der Richtlinie des Rates vom 6. Februar 
1970 zur Angleichung der Rechtsvorschriften der 
Mitgliedstaaten über die Betriebserlaubnis für Kraft- 
fahrzeuge und Kraftfahrzeuganhänger auf jeden 
Fahrzeugtyp angewandt werden kann. 

Die Angleichung der innerstaatlichen Rechtsvor- 
schriften über Kraftfahrzeuge beinhaltet die gegen- 
seitige Anerkennung aller von den einzelnen Mit- 
gliedstaaten aufgrund gemeinsamer Vorschriften 
durchgeführten Kontrollen. Ein derartiges System 
setzt zum einwandfreien Funktionieren voraus, daß 
diese Vorschriften von allen Mitgliedstaaten vom 
gleichen Datum an angewendet werden — 

HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: 

Artikel 1 

Als Fahrzeuge im Sinne dieser Richtlinie gelten - 
mit Ausnahme von Schienenfahrzeugen, landwirt- 
schaftlichen Zug- und Arbeitsmaschinen sowie an- 
deren Arbeitsmaschinen ~ alle zur Teilnahme am 
Straßenverkehr bestimmten Kraftfahrzeuge mit oder 

1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 42 
vom 23. Februar 1970 
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ohne Aufbau mit mindestens vier Rädern und einer 
bauartbedingten Höchstgeschwindigkeit von mehr 
als 25 km/h sowie ihre Anhänger. 

Artikel 2 

Die Mitgliedstaaten dürfen die EWG-Betriebserlaub- 
nis mit nationaler Geltung für ein Fahrzeug nicht 
wegen der Schilder und der vorgeschriebenen An- 
gaben, ihrer Lage und ihrer Anbringungsart ver- 
weigern, wenn diese den Vorschriften des Anhangs 
dieser Richtlinie entsprechen. 

Artikel 3 

Die Mitgliedstaaten dürfen den Verkauf, die Zu- 
lassung, die Inbetriebnahme oder die Benutzung 
von Fahrzeugen nicht wegen der Schilder und der 
vorgeschriebenen Angaben, ihrer Lage und ihrer 
Anbringungsart verweigern, wenn diese den Vor- 
schriften des Anhangs dieser Richtlinie entsprechen. 

Artikel 4 

Änderungen, die zur Anpassung der Vorschriften 
des Anhangs an den technischen Fortschritt notwen- 
dig sind, werden nach dem Verfahren des Artikels 13 
der Richtlinie des Rates vom 6. Februar 1970 zur 
Angleichung der Rechtsvorschriften der Mitglied- 
staaten über die Betriebserlaubnis für Kraftfahr- 
zeuge und Kraftfahrzeuganhänger erlassen. 

Artikel 5 

1. Die Mitgliedstaaten erlassen und veröffentlichen 
die erforderlichen Vorschriften, um dieser Richt- 
linie vor dem 1. Januar 1976 nachzukommen, 
und setzen die Kommission unverzüglich hiervon 
in Kenntnis. Sie wenden diese Bestimmungen 
ab 1. Oktober 1976 an. 

2. Nach Bekanntgabe dieser Richtlinie unterrichten 
die Mitgliedstaaten die Kommission so recht- 
zeitig von allen Entwürfen der Rechts- und Ver- 
waltungsvorschriften, die sie auf dem von dieser 
Richtlinie erfaßten Gebiet zu erlassen beabsich- 
tigen, daß diese sich hierzu äußern kann. 

Artikel 6 

Diese Richtlinie ist an alle Mitgliedstaaten gerichtet. 
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Anhang 

1 . Allgemeines 

1.1. Jedes Fahrzeug muß mit den Schildern und Angaben versehen sein, die in den folgenden Punkten 
beschrieben sind. Diese Schilder und Aufschriften sind vom Hersteller oder seinem Beauftragten 
anzubringen. 

Fabrikschild 

Ein Fabrikschild nach dem in der Anlage aufgeführten Muster ist an einer gut sichtbaren und leicht 
zugänglichen Stelle an einem Teil anzubringen, das normalerweise im Laufe der Verwendung des 
Fahrzeugs nicht ersetzt zu werden braucht. Das Schild muß gut lesbar und dauerhaft die folgenden 
Angaben in der aufgeführten Reihenfolge tragen: 

Name des Herstellers, 

EWG-Bauartzulassungsnummer ^), 

Fahrzeugidentifizierungsnummer, 

Amtlich zulässiges Gesamtgewicht des Fahrzeugs, 

Amtlich zulässiges Gesamtgewicht, wenn das Fahrzeug als Zugfahrzeug verwendet wird (gegebenen- 
falls zulässige Anhängelast), 

Amtlich zulässige Achslast je Achse (bei Sattelanhängern auch die zulässige Aufliegelast) ange- 
geben in der Reihenfolge von vorn nach hinten. 

Der Hersteller kann unterhalb oder seitlich von diesen vorgeschriebenen Angaben außerhalb eines 
deutlich gekennzeichneten Rechtecks, in dem sich ausschließlich die Angaben der Punkte 2.1.1. 
bis 2.1.6. befinden dürfen, zusätzliche Angaben anbringen (siehe Anlage zu diesem Anhang). 

3. Fahrzeugidentifizierungsnummer 

Die Fahrzeugidentifizierungsnummer muß folgende Vorschriften erfüllen; 

3.1. Sie ist gemäß Vorschrift 2.1.3. auf dem Fabrikschild anzugeben, ferner auch auf dem Fahrgestell 
oder dem Rahmen oder einem gleichwertigen Bauteil. 

3.1.1. Sie muß aus zwei Gruppen von insgesamt 14 Zeichen bestehen; Die erste Gruppe besteht aus 
maximal 6 Zeichen (Buchstaben oder Ziffern), die den Zweck haben, den Typ und die Gattung 
des Fahrzeugs anzugeben, die zweite aus 8 Zeichen, deren erste vier Buchstaben oder Ziffern 
sein können, die vier anderen ausschließlich Ziffern; sie haben den Zweck, ein bestimmtes Fahrzeug 
zu identifizieren. 

3.1.2. Sie muß in einer Zeile ohne Zwischenraum oder Trennzeichen angebracht werden, wobei in alle 
ungenutzten Stellen die Ziffer Null eingesetzt wird, damit die vorgeschriebene Gesamtstellen- 
zahl erreicht wird. 

3.2. Die Identifizierungsnummer, welche auf dem Fahrgestell oder dem Rahmen oder einem gleich- 
wertigen Fahrzeugteil angebracht ist, muß weiterhin: 

3.2.1. an einer deutlich sichtbaren und leicht zugänglichen Stelle durch Hämmern oder Stempel so ange- 
bracht sein, daß sie nicht verwischt oder verändert werden kann, 

3.2.2. die gewählte Stelle ist im Betriebserlaubnisbogen anzugeben. 

4. Schrift Zeichen 

4.1. Für alle Angaben gemäß Punkte 2 und 3 sind lateinische Buchstaben und arabische Ziffern zu 
verwenden. 

4.2. Bei den Angaben der Fahrzeug-Identifizierungsnummer: 

4.2.1. sind die Verwendung der Buchstaben I, O und Q sowie Bindestriche, Sternchen und andere 
besonderen Zeichen nicht zulässig, 

4.2.2. müssen die Schriftzeichen und Ziffern einer Fahrzeugidentifizierungsnummer folgende Mindest- 
höhen aufweisen: 

4.2.2. 1. 7,0 mm, wenn sie unmittelbar auf dem Fahrgestell oder dem Rahmen oder einem anderen gleich- 
wertigen Fahrzeugbauteil angebracht sind, 

4.2.2.2. 4,7 mm, wenn sie sich auf dem Fabrikschild befinden. 

ü Solange keine EWG-Betriebserlaubnis erteilt wird, wird die Nummer der EWG-Betriebserlaubnis ersetzt durch 
eine Betriebserlaubnisnummer mit nationaler Geltung bzw., falls kein nationales Betriebserlaubnisverfahren besteht, 
durch das Datum des ersten Inverkehrbringens des Fahrzeugs. 

Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Chefs des Bundes- 
kanzleramtes vom 10. Oktober 1974 - 1/4 - 680 70 - E - Kr 19/74: 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
vom 9. August 1974 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften übermittelt worden. 
Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirtschafts- und Sozialausschusses zu dem genannten 
Kommissionsvorschlag ist vorgesehen. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat ist noch nicht abzusehen. 


2 . 
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Anlage zu Punkte 2.1. und 2.2. 


Muster des Fabrikschildes 


Stella Motor Company 
e 1485 

EBA46G00A47269 
26 000 kg 
32 000 kg 
1 - 7 000 kg 

2- 10 500 kg 

3- 10 500 kg 


Zulässige Angaben zu Punkt 2.2. können unter oder neben den vorgeschriebenen 
Angaben aufgenommen werden (siehe die gestrichelt gekennzeichneten Rechtecke 
im obigen Muster). 
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Begründung 

Der vorliegende Richtlinienentwurf gliedert sich in 
den Rahmen des gemeinschaftlichen Betriebserlaub- 
nisverfahrens ein, das in der Richtlinie 70/156/EWG 
des Rates vom 6. Februar 1970^) behandelt wird. 

Es handelt sich um technische Vorschriften über die 
Schilder, die vorgeschriebenen Angaben, ihre Lage 
und ihre Anbringungsart. 

Insbesondere handelt es sich um Bestimmungen über 
das Fabrikschild und die Identifizierungsnummer 
des Fahrzeugs. Für das Fabrikschild wurden die 
Angaben festgelegt, die obligatorisch auf diesem 
Schild enthalten sein müssen. Bei der Identifizie- 
rungsnummer des Fahrzeugs wurde die maximale 
Gesamtzahl der Schriftzeichen festgelegt unter An- 
gabe des Teiles, durch den der Typ und die Aus- 
führung des Fahrzeugs identifiziert wird, sowie des 
Teiles, durch den ein bestimmtes Fahrzeug identifi- 
ziert wird. 

Der Geltungsbereich erstreckt sich auf Kraftfahr- 
zeuge mit mindestens vier Rädern, deren bauart- 
bedingte Höchstgeschwindigkeit 25 km/h übertrifft 
und ihre Anhänger (Artikel 1). 

Mit Artikel 2 werden insbesondere die Vorschriften 
für die Schilder und die vorgeschriebenen Angaben, 
ihre Lage und ihre Anbringungsart an Kraftfahrzeu- 
gen und ihren Anhängern in das Verfahren für die 
EWG-Betriebserlaubnis eingegliedert. 

Er fügt sich weiterhin in die Alternativlösung der 
Harmonisierung insofern ein, als darin vorgesehen 
wird, daß die im Anhang zur Richtlinie festgelegten 
Gemeinschaftsvorschriften den gleichen Wert be- 
sitzen wie die einzelstaatlichen Vorschriften. So ist 

1) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 42 
vom 23. Februar 1970 


es nicht möglich, daß ein Mitgliedstaat die nationale 
I Betriebserlaubnis eines Fahrzeugs unter dem Vor- 
1 wand verweigert, daß die von dieser Richtlinie er- 
I faßten Ausrüstungen und Merkmale nicht den natio- 
! nalen Vorschriften entsprechen, während sie aber 
i die Gemeinschaftsvorschriften erfüllen. 

; Da einige neue Mitgliedstaaten kein Betriebserlaub- 
nisverfahren mit nationaler Geltung kennen, war 
i es erforderlich einen besonderen Artikel aufzuneh- 
' men, um in diesen Staaten die Benutzung der Fahr- 
1 zeuge zu gewährleisten, die den Vorschriften dieser 
Richtlinie entsprechen (Artikel 3). 

Artikel 4 sieht das Verfahren zur Anpassung der 
Vorschriften im Anhang an den technischen Fort- 
schritt vor? dieses Verfahren ist in Artikel 13 der 
Richtlinie des Rates vom 6. Februar 1970 über die 
Betriebserlaubnis enthalten. 

^ In Artikel 5 ist eine doppelte Frist vorgesehen; vor 
Verstreichen der ersten Frist müssen die Mitglied- 
staaten die erforderlichen Maßnahmen ergreifen und 
veröffentlichen, um sich der Richtlinie anzupassen. 
Die zweite Frist dagegen legt das Datum fest, an 
dem alle Mitgliedstaaten die Gemeinschaftsvor- 
schriften in Kraft setzen müssen (Artikel 5, § 1). 
Schließlich ist die Kommission innerhalb abnehm- 
barer Fristen von jedem Vorschriftenentwurf zu 
unterrichten, der von den Mitgliedstaaten auf dem 
von der Richtlinie erfaßten Gebiet ausgearbeitet 
wird, damit sie sich gegebenenfalls hierzu äußern 
kann (Artikel 5, § 2). 

Anhörung des Europäischen Parlaments und des 
Wirtschafts- und Sozialausschusses 

Die Stellungnahme dieser beiden Instanzen gemäß 
Artikel 100, Absatz 2, ist erforderlich. 


4 



